
Es gibt kein besseres und kein billigeres Strukturprogramm 
für Berlin und damit für einen Großteil des DDR-Gebietes als 
die Entfaltung der wirklichen Hauptstadtfunktion für Berlin. 
Vor allem aber wäre die drohende Monopolisierung aller tat­
sächlichen Hauptstadtfunktionen durch Bonn der auch lokal­
geographisch faßbare Anschluß unseres Teils Deutschlands an 
den anderen. Berlin dagegen wäre ein Bekenntnis zur ganzen 
deutschen Geschichte und zugleich zu einem geschichtlichen 
Neuanfang.

(Vereinzelt Beifall bei der SPD)

Das Geschichtsbewußtsein hat die Verhandler noch an ei­
nem anderen höchst bedauerlichen Punkt im Stich gelassen: 
Die Präambel des Vertrages spricht im vierten Anstrich vom 
Bewußtsein der Kontinuität deutscher Geschichte. Diese For­
mel ist von unübertrefflich beschämender Inhaltsleere, ist eine 
Formel politisch-moralischer Feigheit. Ich frage: Warum hat 
man nicht die Anregung des Vorsitzenden des Zentralrates der 
Juden in Deutschland, Heinz Galinski, aufgegriffen, in der 
Präambel vielmehr von der Verantwortung der Deutschen ge­
genüber den Opfern von Militarismus und Faschismus zu 
sprechen?

(Beifall bei SPD, Bündnis 90/Grüne und PDS)

Diese Formulierung in der Präambel wäre dem Anlaß der 
deutschen Einigung würdiger gewesen.

Der zweite große Schwachpunkt des Vertrages ist der Umgang 
mit den sozialen Rechten und den sozialen Einrichtungen. Ande­
re Redner unserer Fraktion werden gerade zu dieser Frage aus­
führlich sprechen. Ich nenne deshalb nur einige Beispiele: Frei­
stellungsanspruch zur Pflege erkrankter Kinder, erhöhter 
Grundurlaub für Mütter, staatlich garantierte Stillpausen und 
Kindergartenfinanzierung. Dies sind soziale Rechte, die wir So­
zialdemokraten für das vereinigte Deutschland zu erreichen ver­
sucht haben. Wenn ein System zu Recht abgelehnt wird, heißt 
das nicht, daß nicht einzelne Elemente es wert wären, als Vorbild 
für das vereinigte Deutschland zu dienen.

(Beifall bei SPD, Bündnis 90/Grüne und PDS)

Es sind dies Elemente, die es den Frauen in der DDR erheblich 
erleichterten, Berufstätigkeit und Familie miteinander zu ver­
binden. Dies war wirklich wichtig.

Zu den sozialen Rechten gehört auch die Möglichkeit, eine 
Wohnung finanzieren zu können. Das Wohnungsproblem 
scheint in den vergangenen Wochen etwas aus dem Blickfeld ge­
raten zu sein. Für die Menschen in der DDR ist es aber ein zen­
trales Problem. Sie haben die Sorge, daß die Mieten und die Miet­
nebenkosten schneller steigen als ihre finanziellen Möglichkei­
ten.

Ich wiederhole hier noch einmal die Position der Sozialdemo­
kraten: Ein weiterer Abbau der Subventionen darf nur bei 
gleichzeitigem Lohnanstieg erfolgen. Ohne diesen Zusammen­
hang ist der Wegfall der Subventionen für Gas, feste Brennstoffe 
und Wasser per 1.1. 91 und für Wärmeenergie per 1.7. 91 sozial 
nicht zu verantworten.

(Vereinzelt Beifall bei SPD)

Ein weiterer Punkt, an dem zu unserem Bedauern die Rechts­
angleichung zur Einbahnstraße wurde, ist die Regelung des Zi­
vildienstes. Angesichts der neuen Lage zwischen West und Ost 
ist es ein völlig unverständlicher Anachronismus, für diejenigen 
DDR-Bürger, die den Wehrdienst ablehnen, nun eine 
Gewissensprüfung einzuführen. Wehrdienst und Zivildienst 
sind gleichwertig. Die Diskriminierung der Zivildienstleisten­
den durch fragwürdige Untersuchungen oder verfassungsrecht­
lich bedenkliche Dienstzeitenverlängerungen lehnen wir strikt 
ab.

(Vereinzelt Beifall bei SPD)

Meine Herren von der CDU! Sie können beruhigt aus Ihren

ideologischen Schützengräben wieder auftauchen, der Kalte 
Krieg ist vorüber.

(Vereinzelt Beifall bei SPD - 
Proteste und unverständliche Zurufe bei CDU/DA)

Eine Bemerkung zu einem immer mehr vernachlässigten Poli­
tikbereich, zur Kultur: Die Aussagen hierzu im Einigungsver­
trag werden von gefährlichen Halbherzigkeiten bestimmt, statt 
konkreter Aussagen kehren vage Andeutungen von „nicht aus­
geschlossenen Hilfen“ bzw. Mitfinanzierungen im Text immer 
wieder.

Die Fortführung des Kulturfonds wird zwar angekündigt. Es 
ist aber in keiner Weise ersichtlich, wer sein künftiger Träger 
sein wird. Der Bund, die Bundesregierung, dürfen sich für eine 
angemessene Übergangszeit nicht der finanziellen Mitverant­
wortung für die Kultureinrichtungen auf dem Gebiet der 5 Län­
der der jetzigen DDR entziehen. Festgeschrieben werden sollte 
deshalb die Schaffung eines Fonds, der aus Bundes- und Länder­
kassen besteht.

Ein letzter Punkt: Bei der Beratung des 1. Staatsvertrages hat 
der damals federführende Ausschuß für Deutsche Einheit die 
dringende Forderung aufgestellt, für eine Übergangszeit von 
5 Jahren den Erwerb von land- und forstwirtschaftlich genutz­
tem Grund und Boden für sogenannte Gebietsfremde auszu­
schließen. Ausgenommen sollten Flächen für Gewerbestandorte 
sein, so im Anpassungsgesetz für die Landwirtschaft.

Diese Regelung, meine Damen und Herren, ist mit der deut­
schen Einigung nicht sinnlos geworden. Im Gegenteil! Die völlig 
desolate Lage unserer Landwirtschaft wirft die große Gefahr 
eines Ausverkaufs unseres Grund und Bodens zu Dumpingprei­
sen auf.

Die SPD-Fraktion wird dem Einigungsvertrag trotz der eben 
aufgezählten Mängel mehrheitlich zustimmen. Wir erwarten 
aber, daß noch einmal der ernsthafte Versuch unternommen 
wird, der Intention der von der Volkskammer verabschiedeten 
Gesetze zur Landwirtschaft nachzukommen, nämlich unserer 
Landwirtschaft eine ökonomische Zukunft auf eigenem Grund 
und Boden zu sichern. Peter Kauffold wird dazu ausführlicher 
sprechen.

(Vereinzelt Beifall bei SPD)

Wir erwarten weiterhin, daß das vorige Woche verabschiedete 
Rehabilitierungsgesetz in das Vertragswerk aufgenommen wer­
den wird.

(Vereinzelt Beifall bei SPD)

Und wir verlangen vor allem, daß eine klare und eindeutige, 
das heißt unumstößliche Regelung des Umgangs mit der Stasi- 
Vergangenheit im Einigungsvertrag erreicht wird.

(Beifall bei der SPD)

Es ist ein skandalöser Vorgang, daß Beschlüsse der Volkskam­
mer und mit großer Mehrheit verabschiedete Gesetze von den 
CDU-Regierungen und von der Verhandlungsdelegation unter 
der Leitung von Herrn Krause gröblichst mißachtet worden 
sind. Nach dem Kommunalvermögensgesetz, das in wichtigen 
Teilen dem Stromvertrag geopfert wurde, nach den Landwirt­
schaftsgesetzen ist das Stasi-Gesetz nur der unverschämteste 
Versuch in dieser Richtung. Er zeigt auf besonders bittere Weise 
die wirklichen Kräfteverhältnisse im Land und zwischen den 
beiden CDU-Regierungen.

(Beifall bei der SPD)

Die SPD-Fraktion unterstützt ausdrücklich das Anliegen der 
Besetzer der Stasi-Zentrale in der Normannenstraße.

(Beifall bei SPD und Bündnis 90/Grüne)

Unsere Auffassung ist: Das von der Volkskammer am 24. Au­
gust einstimmig beschlossene Gesetz über die Sicherung und


